
• Bundesnetzagentur 

für die Landesregulierungsbehörde Aktenzeichen: BK9-16/8152-HK 12-16 

·Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und 

Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARe~1V 

wegen Genehmigung des Regulierungskontosaldos und Anpassung der Erlösober-

grenze nach Maßgabe des § 5 ARegV 

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, THlekom-

munikation, Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

in Wahrnehmung der Aufgaben für das Land Thüringen, 

durch die Beisitzerin als Vorsitzende Anne Christine Zeidler, 

den Beisitzer Roland Naas 

und die Beisitzerin Dr. Ulrike Schimmel, 

gegenüber der Werraenergie GmbH, August-Bebel-Straße 36-38, 36433 Bad Sal-

zungen, vertreten durch die Geschäftsführung 

- Antragstellerin -



- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

am 10.07.2019 beschlossen: 

1.) Der Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 wird abweichend vom Antrag 

mif dem Wert festgelegt. Dem Antrag auf Anpassung de1r kalen-

derjährlichen Erlösobergrenzen der dritten Regulierungsperiode wird irnsoweit 

stattgegeben, als die Antragstellerin verpflichtet ist, ihre jeweilige kalenderjähr-

liche Erlösobergrenze der dritten Regulierungsperiode um den in Anlage 

R1_Gesamt dieses Beschlusses für das jeweilige Jahr der Regulierun~1sperio­

de ermittelten Betrag anzupassen. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 
2.) Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Gründe 

1. 

Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 30.06.2017, eingegangen bei der Be-

schlusskammer am 06.07.2017, einen Antrag auf Genehmigung des ermittelten Re-

gulierungskontosaldos zum 31 .12.2016 und Anpassung der kalenderjährlichen Er-

lösobergrenzen für die dritte Regulierungsperiode gemäß § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a 

i.V.m. § 5 Abs. 3 und 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV gestellt. Die über das Energieda-

tenportal der Bundesnetzagentur übermittelten Erhebungsbögen (Erhebungsbogen 

zum Regulierungskonto sowie Erhebungsbogen gemäß§ 28 Nr. 1, 3 und 4 Anreizre-

gulierungsverordnung) liegen der Entscheidung zu Grunde. 

Die Beschlusskammer hat den Antrag geprüft und der Antragstellerin mit Schreiben 

vom 09.07.2018 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Antragstellerin hat mit 

Email vom 24.07.2018 und vom 09.08.2018 Stellung genommen. Sie wies darauf 

hin, dass kein Korrekturbedarf bestehe. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 

11. 

Die Entscheidung über den Antrag der Antragsstellerin auf Genehmigung des 

Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der 

Erlösobergrenzen ergeht auf Grundlage des § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

Nr. 1 und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 Abs. 3, 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 

ARegV. Dem Antra·g war im tenorierten Umfang stattzugeben. 

1. Zuständigkeit 

Zuständige Regulierungsbehörde ist gemäß § 54 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 2 En\NG die 

Landesregulierungsbehörde. Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sk h aus 

§ 59 Abs. 1 Satz 1 EnWG. 

Die Bundesnetzagentur handelt in Wahrnehmung ihrer Aufgaben für das Land 

Thüringen gemäß der „Übergangsvereinbarung zum gekündigten 

Verwaltungsabkommen über die Wahrnehmung bestimmter Aufgaben nach dem 

Energiewirtschaftsgesetz vom 6. August 2014" zwischen d~r Bundesnepublik 

Deutschland und dem Freistaat Thüringen vom 20.12.2018 (Bekanntmachung: Thü-

ringer Staatsanzeiger Nr. 7/2019 vom 18.02.2019, S. 395 ff.; in Kraft seit dem 

01 .01 .2019). 

2. Ermächtigungsgrundlage 

Ermächtigungsgrundlage für die Entscheidung über die Genehmigung des Regulie-

rungskontosaldos und der beantragten Anpassung der Erlösobergrenze ist § 29 

Abs. 1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2, § 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 

Abs. 3 und Abs. 4 i.V.m. § 34 Abs. 4 ARegV. Während in § 29 Abs. 1 EnWG u.a. ge-

regelt ist, dass die Regulierungsbehörde Entscheidungen nach den in § 21a Abs. 6 

EnWG genannten Rechtsverordnungen, zu denen auch die Anreizregulierungsver-

ordnung gehört, durch Festlegung oder durch Genehmigung trifft, konkretisiert § 32 

Abs. 1 ARegV diese Ermächtigung u.a. dahingehend, dass die Regulierungsbehörde 

Festlegungen oder Genehmigungen nach § 29 Abs. 1 des Energiewirtschaftsgeset-

zes zur Anpassung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 bis 5 (Abs. 1 Nr. 'f) bzw. 

zur Ausgestaltung und zum Ausgleich des Regulierungskontos nach § 5 ARegV 

(Abs. 1 Nr. 2) treffen kann. 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a ARegV bestimmt, dass auf Antrag des Netzbetreibers eine 

Anpassung der Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 5 ARegV erfolgt. Unter der 

Formulierung „nach Maßgabe des§ 5 ARegV" ist zu verstehen, dass sich die Anpas-

sungsbeträge aus dem vom Netzbetreiber ermittelten Saldo des Regulierungs.kontos 

ergeben. Dieser unterliegt gemäß§ 5 Abs. 3 Satz 1 ARegV ebenso wie dessem Ver-

teilung der Genehmigungspflicht durch die Regulierungsbehörde. Die Zu- edler Ab-
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schläge (Anpassungsbeträge) auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzien des 

Net?:betreibers werden demnach anhand des ermittelten Regulierungskontosaldos 

bestimmt. Der Antrag ist gemäß§ 4 Abs. 4 Satz 3 ARegV einmal jährlich zum 30.06. 

zu stellen; die Anpassung erfolgt nach § 4 Abs. 4 Satz 2 ARegV zum 01 .01 . des fol-

genden Jahres. 

§ 34 Abs. 4 ARegV enthält eine Übergangsregelung für die erstmalige Beantragung 

des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassung der Er-

lösobergrenze. Nach § 34 Abs. 4 Satz 1 ARegV kann der Netzbetreiber eineni Antrag 

nach§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV erstmals zum 30.06.2017 stellen. Bei 

der ersten Auflösung des Regulierungskontos umfasst die Auflösung gemäiß § 34 
Abs. 4 Satz 2 ARegV alle noch offenen Kalenderjahre. Dies betrifft die Kalenderjahre 

2012 bis 2016. § 34 Abs. 4 Satz 3 ARegV regelt, dass der ermittelte Saldo abwei-

chend von der Regelung in § 5 Abs. 3 ARegV (Auflösung über drei Jahre) annuitä-

tisch bis zum Ende der dritten Regulierungsperiode (Auflösung über fünf Jahre) 

durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze verteilt wird. 

Die Erlösobergrenze selbst wird für die dritte Regulierungsperiode vom 01.01.2018 
bis 31 .12.2022 für jedes Kalenderjahr der gesamten Regulierungsperiode gemäß§ 4 
Abs. 1 ARegV nach Maßgabe der §§ 5 bis 16, 19, 22, 24 und 25 ARegV durch die 

Regulierungsbehörde bestimmt. Die Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösober-

grenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i.V.m. § 2SI Abs. 1 
EnWG. 

Zur Bestimmung der Höhe der Anpassung der kalenderjährlichen Erlösober~Jrenzen 

des Netzbetreibers wird im Rahmen der erstmaligen Beantragung der Saldo des Re-

gulierungskontos zum 31.12.2016 vom Netzbetreiber ermittelt. Dieser ergibt sich aus 

den jährlich vom Netzbetreiber auf dem Regulierungskonto verbuchten Differenzen 

der noch offenen Kalenderjahre 2012 bis 2016, die mit diesem Beschluss entweder 

genehmigt oder abweichend festgelegt werden. 

Dies sind gemäß § 5 Abs. 1 und 1 a ARegV die Differenzen 

zwischen 

- den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber unter Be-

rücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlösen 

gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV, 
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- den tatsächlichen und den in der Erlösobergrenze enthaltenen Kosten aus der 

erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen gemäß § 5 Abs. 1 
S. 2 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV, 

- den tatsächlichen und den in der Erlösobergrenze enthaltenen Kosten aus In-

vestitionsmaßnahmen gemäß§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV i.V.m. § 11 Abs. 2 S. 1 
Nr. 6 ARegV, . 

- den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 Abs. 5 ARegV 

(volatile Kosten) und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen 

Ansätzen gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV i. V. m. § 11 Abs. 5 ARegV, 

- den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden 

Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehört und den in 

der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen, soweit dies13 Diffe-

renz durch Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen der Mess-

stellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgeführt wird, verursacht wird und 

soweit es sich nicht um Kosten für den Messstellenbetrieb von modernen 

Messeinrichtungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des Messstel-

lenbetriebsgesetz handelt 

sowie 

- der Differenz aus dem genehmigten Kapitalkostenaufschlag nach § 1iQa und 

dem Kapitalkostenaufschlag , wie er sich bei Berücksichtigung der tatsächlich 

entstandenen Kapitalkosten ergibt, § 5 Abs. 1a ARegV. 

Sofern die Antragstellerin die Differenzen und im Ergebnis den Regulierungskonto-

saldo zum 31 .12.2016 und die sich daraus ergebenden Zu- oder Abschläge richtig 

berechnet hat, ist der Antrag wie beantragt zu genehmigen. Anderenfalls siind der 

Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 und die sich daraus ergebenden .Anpas-

sungsbeträge abweichend vom Antrag festzu legen. 

3. Antragsvoraussetzungen 

Die Genehmigung des Regulierungskontosaldos bzw. der Antrag auf Anpassung der 

Erlösobergrenze setzt formell einen form- und fristgerecht gestellten Antrag voraus. 

Materiell setzt die Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus 

ergebenden Anpassung lediglich voraus, dass der Netzbetreiber den Saldo des Re-

gulierungskontos und die Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze richtig be-
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rechnet hat. Anderenfalls legt die Regulierungsbehörde diese Größen mit diesem 

Beschluss abweichend vom Antrag fest. 

4. Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze·n 

Gemäß§ 4 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 a i.V.m. § 5 ARegV ist eine Anpassung der kalender-

jährlichen Erlösobergrenzen erforderlich. 

4.1 . Antrag·szeitpunkt 

Der Antrag n·ach § 4 Abs. 4 s: 1 Nr. 1a i.V.m. § 5 ARegV muss.gern. § 4 Abs. 4 

Satz 3 ARegV einmal jährlich zum 30.Juni. eines Kalenderjahres gestellt werden. 

Gemäß der Übergangsregelung in § 34 Abs. 4 ARegV kann der Antrag erstmals zum 

30.Juni 2017 gestellt werden. Der Antrag der Antragstellerin ist der Beschlu:sskam-

mer am 06.07.2017 und damit fristgerecht zugegangen. 

4.2. Antragsform 

Der Antrag nach § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 a ARegV muss gemäß § 5 Abs. 4 S. 

1 ARegV neben dem ermittelten Saldo die der Anpassung zugrunde liegenden Da-

ten, insbesondere die nach § 4 zulässigen und die tatsächlich erzielten Erlöse des 

abgelaufenen Kalenderjahres enthalten. Gemäß§ 5 Abs. 4 Satz 2 ARegV muss der 

Antrag weiterhin Angaben zur Höhe der tatsächlich entstandenen Kapitalkosten und 

der dem Kapitalkostenaufschlag nach § 1 Oa zugrunde gelegten betriebsnotwe:ndigen 

Anlagegüter enthalten. Hierzu gehören insbesondere Angaben zu d~n Anschaffungs-

und Herstellungskosten und die jeweils in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnli-

che Nutzungsdauer nach Anlage 1 der Gasnetzentgeltverordnung. Sinn und Zweck 

der Regelung ist es, die Bewegungen auf dem Regulierungskonto für die genehmi-

gende Regulierungsbehörde transparent darzustellen. Für die Jahre 2012 bi:s 2016 

ist der Kapitalkostenaufschlag nicht relevant. 

Der Antrag wurde von der Antra_gstellerin mit den der Anpassung zugrunde lie~~enden 

Daten formgerecht schriftlich bzw. elektronisch bei der Bundesnetzagentur einge-

reicht. Die zum Antrag gehörenden Erhebungsbögen wurden unter Nutzung der ak-

tuellen Version der von der Bundesnetzagentur zum Download bereitgestellten 

XLSX-Datei hinsichtlich der wesentlichen Angaben vollständig und formal richtig 

ausgefüllt übermittelt. Dem Antrag wurden die für die Prüfung des Antrages erforder-

lichen Unterlagen beigefügt. 
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4.3. Antragszeitraum 

Die Antragstellerin hat eine Anpassung der Erlösobergrenzen der Jahre 2018 bis 

2022 beantragt. Grundsätzlich beantragt der Netzbetreiber den von ihm ernnittelten 

Regulierungskontosaldo für das letzte abgeschlossene Kalenderjahr. Dieser wird 

gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV annuitätisch über die drei dem Jahr der Ermittlung 

folgenden Kalenderjahre durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze verteilt. 

In § 34 Abs. 4 ARegV hat der Verordnungsgeber jedoch eine Übergangsn~gelung 

getroffen, die für den Erstantrag zum 30.06.2017 eine abweichende Vorgehensweise 

vorschreibt. Danach wird der nach § 5 ARegV ermittelte Saldo, in den alle noch offe-

nen Kalenderjahre (2012 bis 2016) einzubeziehen sind, annuitätisch bis zum Ende 

der dritten Regulierungsperiode durch Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze 

verteilt. D~r Netzbetreiber beantragt demnach zum 30.06.2017 die Genehmigung 

des Regulierungskontosaldos zum 31 .12.2016, der auf Grundlage der DiffE~renzen 

der Jahre 2012 bis 2016 ermittelt wird, und die entsprechende Anpassung de:r Erlös-

obergrenzen der Jahre 2018 bis 2022. 

4.4. Antragsgegenstand 

Gegenstand des Antrages ist die Genehmigung des Regulierungskontosaldos zum 

31 .12.2016 und die Genehmigung der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge 

der noch festzulegenden kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin für 

die dritte Regulierungsperiode. 

5. Ermittlung der Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrnnzen 

Die Zu- oder Abschläge auf die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der dritten Re-

gulierungsperiode (Kalenderjahre 2018 bis 2022) basieren auf dem abweichend fest-

gelegten Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016. 

Der Netzbetreiber hat einen Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 in Höhe von 

beantragt. Der Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 war abwei-

chend vom Antrag mit dem Wert 

festzulegen. 
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Der Regulierungskontosaldo der Antragstellerin zum 31 .12.2016 resultiert aus den 

jährlich, jeweils am Ende der Kalenderjahre 2012 bis 2016 vom Netzbetreiber auf 

dem Regulierungskonto verbuchten Differenzen gemäß § 5 Abs.1 und 1 a ARegV. 

Aufgrund der Übergangsregelung in § 34 Abs. 4 Satz 2, nach der die erste Auiflösung 

des Regulierungskontos alle noch offenen Jahre umfasst, waren die Differen.zen der 

Kalenderjahre 2012 bis 2015 zusätzlich zu den Differenzen des Kalenderjahms 2016 

in die Berechnung des Saldos zum 31 .12.2016 einzubeziehen. 

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbetreiber ermittelten und auf dem Hegulie-

rungskonto verbuchten Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 und den sich daraus 

zum 31 .12.2016 ergebenden Regulierungskontosaldo geprüft. Betreffend di1e Diffe-

renzen der einzelnen Kalenderjahre ist die Beschlusskammer zu folgenden Prüfer-

gebnissen gekommen: 

5.1. Jährliche Differenzen 

Für die Berechnung der jährlichen Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 wird auf die 

Anlage R1_Gesamt und auf die schriftlichen Erläuterungen in der Anlage R verwie-

sen. 

5.2. 	 Verzinsung der Differenzen und Berechnung des Regulierungskonto-

saldos 2016 

Die genehmigten bzw. abweichend festgelegten Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 

waren gemäß § 5 Abs. 2 ARegV in Höhe des im jeweiligen Kalender durchsclhnittlich 

gebundenen Betrags zu verzinsen, wobei sich der durchschnittlich gebundeme Be-

trag aus dem Mittelwert von Jahresanfangs- und Jahresendbestand ergibt. Die Ver-

zinsung richtet sich nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre 

bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Um-

laufrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. Unter Berücksichti-

gung der Verzinsung ergibt sich der oben benannte abweichend festgelegte Regulie-

rungskontosaldo zum 31 .12.2016. 

5.3. Berechnung der Anpassungsbeträge 

Zur Bestimmung der Anpassungsbeträge ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 ARegV der 

Regulierungskontosaldo in drei Annuitäten aufzuteilen. Abweichend hiervon ist ge-

mäß der Übergangsregelung nach § 34 Abs. 4 ARegV der Regulierungskontosaldo 
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zum 31.12.2016 über die Erlösobergrenzen der gesamten dritten Regulierung1sperio-

de zu verteilen, so dass insgesamt fünf Annuitäten zu bilden sind. 

Für die Berechnung der Annuitäten der Jahre 2018 ff. bildet der Barwe'rt zum 

30.06.2017 die Grundlage. Hierdurch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass 

die Zu- bzw. Abschläge auf die EOG kontinuierlich über das Jahr zu- bzw. abfließen. 

Die sich daraus ergebenden abweichend festgelegten Anpassungsbeträge der ka-

lenderjährlichen Erlösobergrenzen der Antragstellerin ergeben sich aus Anlage 

R1_Gesamt des vorliegenden Beschlusses. Für die Antragstellerin sind die kalen-

derjährlichen Erlösobergrenzen 2018 bis 2022 gemäß Ziffer 1.) des Tenors um · 

anzupassen. 

6. 	 Rückwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos uind der 
sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge 

Die in diesem Beschluss erfolgte abweichende Bescheidung des Regulierungskonto-

saldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenzen konnte nicht vor dem 01.01.2018 erfolgen. 

Dies liegt in der zeitlichen Überschneidu_ng der Prozesse zum Regulierungskonto mit 

den Verfahren zur Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für di1e dritte 

Regulierungsperiode begründet. Die Erlösobergrenzen-Verfahren, insbesondere die 

Bestimmung des Ausgangsniveaus gemäß§ 6 Abs. 1 ARegV als Teil des Verfah-

rens, waren im zweiten Halbjahr 2017 vorrangig zu bearbeiten, da die Kostenprüfung 

wiederum vorgreiflich für die Effizienzwertermittlung war. Neben den Erlösob13rgren-

zen-Verfahren waren aufgrund der Neufassung von § 1 Oa ARegV bis zum Ende des 

Jahres 2017 entsprechende Verfahren zur Genehmigung von Kapitalkostenaufschlä-

gen durchzuführen. Zusätzlich kam erschwerend hinzu, dass es für die Bestimmung 

des Regulierungskontosaldos erforderlich war, dass vorgreifliche Verfahren inach § 

10 ARegV zu Erweiterungsfaktoranträgen sowie nach § 26 Abs. 2 ARegV zu 1teilwei-

sen Netzübergängen abgeschlossen sein mussten, bevor die Entscheidungen zur 

Genehmigung der entsprechenden Regulierungskontosalden spruchreif wareni. Auch 

dem Abschluss dieser Verfahren war daher Priorität einzuräumen. 

Aufgrund der Rechtsprechung des OLG Düsseldorf zur rückwirkenden Festlegung 

des Qualitätselements nach § 19 ARegV sieht sich die Beschlusskammer veranlasst, 
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hilfsweise Ermessenserwägungen in Bezug auf die rückwirkende Genehmigiung der 

Anpassung der Erlösobergrenze in diesem konkreten Einzelfall anzustellen. Der Be-

schlusskammer ist bewusst, dass rückwirkende Genehmigungen die Ausnahme sein 

sollten (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 15.02.2017, Vl-3 Kart 155/15 fV) , Rn. 

38, juris). Im Rahmen des ihr zustehenden Regulierungsermessens hat sich die Be-

schlusskammer jedoch entschieden, von einer vorläufigen Genehmigung nach § 72 

EnWG abzusehen und die Anpassung der Erlösobergrenzen der Jahre 2018 bis 

2022 nach Maßgabe des§ 5 ARegV rückwirkend zum 01 .01 .2018 zu gene~migen. 

Eine vorläufige Genehmigung nach § 72 EnWG war aus Sicht der Beschlussl<ammer 

nicht zweckdienlich für das Verfahren sowie die Vereinnahmung von Netzenitgelten. 

Zum Jahresende 2017 war dem Netzbetreiber der wahrscheinliche Anpassungsbe-

trag für die Erlösobergrenze 2018 durch seinen Antrag bekannt. Eine vorläufi~~e Fest-

legung hätte also keinen wesentlichen inhaltlichen Mehrwert gehabt, sondern ledig-

lich die dem Netzbetreiber bekannten und auch von ihm beantragten Tatsachen in 

·Form eines vorläufigen Bescheides förmlich festgehalten. Im Gegenzug hätte eine 

vorläufige Genehmigung einen Mehraufwand sowohl auf Seiten der Behörde und der 

Netzbetreiber in Form von Erstellung und Zustellung der Bescheide sowie kritischer 

Durchsicht durch die Netzbetreiber bedeutet; auch Gerichtsverfahren gegen die vor-

läufigen Festlegungen wären nicht auszuschließen. Die Beschlusskammer hat daher 

den Netzbetreibern lediglich in Form eines Schreibens Anhaltspunkte genannt, wel-

cher Betrag aufgrund des Regulierungskontosaldos bei der Verprobunig zum 

01 .01 .2018 einfließen sollte. Diese Hinweise wurden für alle Marktteilnehmer auf der 

Homepage der Bundesnetzagentur veröffentlicht. 

Die Beschlusskammer sah es aus den vorgenannten Gründen als sachdienlich an, 

sämtliche Ressourcen auf die zügige Abwicklung der parallel laufenden Verwal-

tungsverfahren (Verfahren zur Festlegung der kalenderjährlichen Erlösober~1renzen 

in der dritten Regulierungsperiode nach § 29 Abs. 1 EnWG i.V.m. §§ 32 Abs. 1 Nr. 1, 

Abs. 2 ARegV zu Kapitalkostenaufschlägen nach § 1 Oa ARegV, Erweiterun~~sfakto­

ren nach § 10 ARegV sowie Netzübergängen nach § 26 ARegV) zu verwenden. Im 

Übrigen war, wie vorstehend bereits ausgeführt, die Genehmigung des Hegulie-

rungskontosaldos bei einzelnen Netzbetreibern ohne den Verfahrensabschluss von 

Erweiterungsfaktoren und Netzübergängen der Jahre 20~2 bis 2016 nicht mö!~lich . In 

die Abwägung ist auch eingeflossen, dass die zeitliche Verzögerung mit 7 Monaten 
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

der Verzögerung; Berechnung ab dem 01 .01 .2018 nicht gravierend war und dem  

Netzbetreiber seine individuellen Antragswerte bekannt waren.  

Angesichts der sich nicht als gravierend erweisenden Verzögerung und der friühzeiti- 

gen Kenntnis des Netzbetreibers von den für die Berechnung der Erlösobergrenze  

2018 maßgeblichen Werten erachtet die Beschlusskammer die rückwirkende Ge- 

nehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpas- 

sung der Erlösobergrenze nach sorgfältiger Berücksichtigung aller Aspekte a~s sinn- 

vollste Lösung.  

Die Entscheidung, den Regulierungskontosaldo und die sich daraus ergebenden An- 

passungsbeträge für die Jahre 2018-2022 rückwirkend zu genehmigen, ist auch ver- 

hältnismäßig. Die Entscheidung dient dem legitimen öffentlichen Zweck, ents.pre- 

chend den Vorgaben des EnWG und der ARegV den Regulierungskontosaldo aus- 

zugleichen und etwaige Mehrerlöse über die Netzentgelte an die Netznutzer zurück- 

zugeben bzw. zu wenig vereinnahmte Erlöse noch einnehmen zu dürfen. Die rück- 

wirkende Festlegung ist hierzu geeignet. Sie ist auch erforderlich, da zum j1etzigen  

Zeitpunkt ein gleich geeignetes, milderes Mittel nicht mehr zur Verfügung steht.  

7. Umgang mit nachträglichen Veränderungen der Erlösobergrem~e 

Da der Saldo des Regulierungskontos zum 31 .12.2016 und seine Verteilung auf die 

Kalenderjahre 2018 bis 2022 mit diesem Beschluss abschließend bestimmt werden, 

könnten nachträgliche Korrekturen der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 2l012 bis 

2016 im Fall einer Bestandskraft dieser Entscheidung nicht mehr berücksichtigt wer-

den. Daher wird die Beschlusskammer notwendige Korrekturen der Erlösob1ergren-

zen 2012 bis 2016 in dem zum Zeitpunkt der Änderung noch offenen Regulierungs-

kontosaldo (d.h. der Regulierungskontosaldo, dessen Auflösung noch nicht ab-

schließend genehmigt wurde), unter Einbeziehung einer Verzinsung entsprechend § 

5 Abs. 2 ARegV berücksichtigen. Korrekturen können durch gerichtliche Entschei-

dungen oder einer Anpassungszusage veranlasst sein. 

III. 

Zur Frage der Kostentragung nach§ 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid. 
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- enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse -

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Besclhwerde 

erhoben werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur für Elektrizit~it , Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 

Bonn) einzureichen . Es genügt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei eiern 

Thüringer Oberlandesgericht Jena (Hausanschrift: Rathenaustraße 13, 0774!5 Jena) 

eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vor-sitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die 

Beschwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten 

und seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsa-

chen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Bes.chwer-

deschrift und die Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwal1t unter-

zeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG) 

Bonn, den 10.07.2019 

Beisitzerin als Vorsitzende Beisitzer Beisitzerin 

{ Anne Christine Zeidler Roland Naas 
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~nlage R 

für Verteilnetzbetreiber im regulären Verfahren 

1 Vorbemerkungen 

Der Regulierungskontosaldo wurde zum 31 .12.2011 berechnet und im Rahmen der 

Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode 

berücksichtigt. Hierfür wurden gemäß § 5 Abs. 4 ARegV Zu- bzw. Abschläge auf die 

entsprechenden Erlösobergrenzen gebildet. Zur Berechnung des Regulierungskont:osaldos 

zum 31 .12.2016 gemäß§ 34 Abs. 4 ARegV und der entsprechenden Anpassungs;beträge 

sind zunächst die einzelnen Jahresdifferenzen 2012 bis 2016 zu bestimmen. Diese ergeben 

sich aus den einzelnen Positionen gemäß § 5 Abs. 1 ARegV (vgl. Kapitel 2). Die einzelnen 

Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 werden in Kapitel 3 erläutert. Zuletzt wird in Kapitel 4 

die Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016 und der Annuitäten 

beschrieben. 

In der Anlage R1_Gesamt sind die entsprechenden Jahresdifferenzen der Jahre 2'.012 bis 

2016, deren Verzinsung, der Saldo zum 31 .12.2016 sowie die entsprechenden Annuitäten 

abgebildet. Die zulässigen Erlöse finden Sie in der Anlage R2, die nach dem Jahr und der 

Netznummer benannt ist. Die Anlage R2_2012-1 bezeichnet somit die zulässigen Erlöse des 

Netzes 1 des Jahres 2012. In der Anlage R3_Erzielbare Erlöse werden die erziielbaren 

Erlöse der Jahre 2012 bis 2016 in einer Übersicht dargestellt. 

2 Positionen im Regulierungskonto 

2.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 

Die Differenz zwischen den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber 

unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen erzielbaren Erlösen (§ 5 

Abs. 1 S. 1 ARegV) sowie insbesondere die Erlösdifferenz, die sich aus der Abweichung der 

prognostizierten Mengen, die in die Verprobungsrechnung eingeflossen sind, und den 

tatsächlich realisierten Mengen ergibt, sind zu berücksichtigen. 
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Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß § 4 ARegV unter Berücksichtigung der nach § 

29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 und § 4 Abs. 2 ARegV festg1elegten 

Erlösobergrenze. Dabei ist die gemäß § 4 Abs. 1, 2 ARegV bestimmte Erlösobergren;z:e nach 

Maßgabe von § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV kalenderjährlich vom Netzbetreiber anzupassen. 

Bei einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 

S. 1 - 3 ist die festgelegte kalenderjährliche Erlösobergrenze gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV 

jeweils zum 01 .01. eines Kalenderjahres anzupassen. Abzustellen ist dabei auf die jeweils im 

vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten; bei Kostenanteilen nach § 11 Absatz 2: Satz 1 
Nummer 4 und 6 ist bis zum Jahr 2016 auf das Kalenderjahr abzustellen, auf das die 

Erlösobergrenze anzuwenden sein soll. 

Weiterhin können Anpassungen aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) sowie einer 

Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (analog) erfolgen. 

Zudem können jeweils auf Antrag des Netzbetreibers gemäß § 4 Abs. 4 ARegV 

Anpassungen der Erlösobergrenze in Folge von beschiedenen Anträgen 

• 	 nach Maßgabe des § 1 O ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

und 

• 	 einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

gewährt werden. Eine Anpassung gemäß § 4 Abs. 4 Nr. 1 aufgrund eines genehmigten 

Kapitalkostenaufschlags ist für die Ermittlung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016 

noch nicht relevant. Der Kapitalkostenaufschlag wurde erstmals für das Jah1r 2017 

genehmigt. 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze ist gemäß § 8 ARegV die Änderung des 

Verbraucherpreisgesamtindexes zu berücksichtigen. 

Eine Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 5 ARegV 

(Qualitätselement) war in den Jahren 2012 bis 2016 nicht relevant. 

Erzielbare Erlöse 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse . und de~r vom  

Netzbetreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzi43lbaren  

· Erlöse im Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt  
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der tatsächlich im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der 

Verprobungsrechnung gemäß § 16 GasNEV ermittelten Entgelten. 

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschäftsjahres alurch die 

Umsatzerlöse aus Netzentgelten abgebildet. Im Rahme~ der Ermittlung der erzielbaren 

Erlöse hat die Beschlusskammer daher grundsätzlich auf die Umsatzerlöse zurückg1egriffen. 

Hierbei wird auf die Umsatzerlöse aus Netzentgelten Gas abgestellt, wobei nachträgliche 

Korrekturen bzw. Erlösminderungen beispielswe·ise im Zusammenhang . mit 

Rückstellungsbildungen nicht zu berücksichtigen sind. Die Beschlusskammer geht davon 

aus, dass der Netzbetreiber derartige Umsatzerlöskorrekturen vollständig angezeigt hat. 

2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjälhrlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV 

(erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen) auf B'asis des Kalenderjahres, 

auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Die diesbezüglich in dem jeweiligen 

Erlösobergrenzenjahr enthaltenen Ansätze sind den in diesem Kalenderjahr tatsächlich 

entstandenen Kosten gegenüberzustellen. Die so ermittelte Differenz ist im 

Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu berücksiichtigen. 

Kostenbestandteile der Biogas- sowie der Marktraumumstellungsumlage können eibenfalls 

Bestandteil dieser Differenz sein. 

Die in der Erlösobergrenze enthaltenen bzw. tatsächlich entstandenen Kostenansätz1e für die 

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen beziehen sich lediglich auf die 

originäre vorgelagerte Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten für vereinbarte 

Lastflusszusagen oder für Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen 

1 nanspruchnahme vorgelagerter Netznutzung. 

2.3 Differenz aus Investitionsmaßnahmen 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung voni Kosten 

nach- § 11 Abs. 2 Nr. 6 ARegV (nicht beeinflussbare Kostenteile) auf Basis des 

Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Ein jährlicher Plan-Ist-

Kostenabgleich ermittelt die Differenz, welche gemäß § 5 Abs.-1, 2 ARegV auf dem 

Regulierungskonto verzinst und verbucht wird. 
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2.4 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von Kosten 

nach § 11 Abs. 5 ARegV (volatile Kostenanteile für die Beschaffung von Treibenergie) auf 

Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll . Diese 

Regelung war erstmalig zum 01.01.2011 anwendbar. Die diesbezüglich in den Jahren 2012 

bis 2016 enthaltenen Ansätze sind den tatsächlich entstandenen Kosten des jeweiligen 

Jahres gegenüberzustellen. 

Zudem besteht gemäß der Festlegung der Kosten für Lastflusszusagen als volatile 

Kostenanteile i. S. d. § 11 Abs. 5 ARegV (KOLA) (vgl. BK9-14/606) die Möglichkeit, volatile 

Kosten im Rahmen von Lastflusszusagen anzupassen. 

Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 Af'tegV zu 

berücksichtigen. 

2.5 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 3 ARegV wird zusätzlich die Differenz zwischen den für das 

Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des 

Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich 

enthaltenen Ansätzen in das Regulierungskonto einbezogen, soweit diese Differen:z durch 

Änderungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung 

durch· den Netzbetreiber durchgeführt wird , oder Maßnahmen nach§ 21b Abs. 3a und 3b 

EnWG a. F. sowie nach§ 44 GasNZV verursacht wird. 

3 Bestimmung der Jahresdifferenzen 

3.1 Jahresdifferenz 2012 

3.1.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2012 

3.1.1.1 Zulässige Erlöse 2012 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2012 in die einzelnen Bestandt~~ile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2012-1. Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2012-1 Zelle 182 ·dargestellt. 
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Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2012 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzU1 Anlage 

R2_2012-1 D12 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 . . 
bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2012 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Folgende Anpassungen des Netzbetreibers zum 01.01.2012 waren aus Sicht der 

Beschlusskammer nicht anerkennungsfähig: 

Personalzusatzkosten 

Der Netzbetreiber hat bei der Anpassung Kosten für betriebliche und tarifvertragliche 

Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen gemäß § 11 Abs. 2 Nr. 9 

ARegV geltend gemacht. Sofern diese Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen in der Zeit vor dem 31 . Dezember 2016 abgeschlossen wordien sind, 

sind diese Kosten gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht beeinfllussbare 

Kostenanteile. Die anerkennungsfähigen Kosten sind in Anlage R2_2012-1 Zeile 22 

dargestellt. Da. die Überleitung von Arbeitnehmern auf den rechtlich selbständigen 

Netzbetreiber zum 31.12.2008 aus den verschiedensten Gründen noch nicht vollständig 

abgeschlossen war, wurde für die erste Regulierungsperiode eine Übergangsnagelung 

akzeptiert. Es war danach zulässig, die Kosten für betrieblich und tarifvertraglich g1~regelte 

Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen von Mitarbeitern als dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile auszuweisen, die noch nicht unmittelbar beim Netzbetreiber beschäftiglt waren, 

deren Tätigkeit aber ausschließlich für den jeweiligen Netzbetreiber erfolgte und deren 

endgültige Überleitung in ein arbeitsvertragliches Beschäftigungsverhältnis beim 

Netzbetreiber angestrebt war. Wollte der Netzbetreiber von dieser Übergangsn~gelung 

Gebrauch machen, so hatte er nachvollziehbar darzulegen und zu quantifizieren, welche 

Mitarbeiter ausschließlich für das Netz tätig waren und bis zum Abschluss der ersten 
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Regulierungsperiode auf den Netzbetreiber im oben genannten Sinne übergeleitet werden 

sollten. 

Der Netzbetreiber hat im Rahmen der Anpassung nach § 4 A~s. 2 Nr. 2 ARegV Kosten für 

eine "Pauschalsteuer" in Höhe von- und "sonstige freiwillige Leistungen" in Höhe 

von- geltend gemacht. Kosten hierfür wurden in der Überleitungsrechnung zur 

Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der ersten Regulierungsperiode nicht 

als dauerhaft nicht beeinflussbar qualifiziert. 

Somit ist eine Anpassung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 ARegV gemäß des Urteils des OLG 

Düsseldorf in Sachen Creos vom 11 .11 .2015 (VI 3 Kart 118/14) nicht zulässig. Zudem ist 

davon auszugehen, dass die Kosten im Ausgangsniveau der ersten Regulierungsperiode 

gemäß § 6 Abs. 2 ARegV als beeinflussbare oder vorübergehend nicht beeinflussbare 

Kostenanteile enthalten sind. Eine Anerkennung der vom Netzbetreiber vorgenommenen 

Anpassung käme damit einer Mehrfachberücksichtigung gleich. 

Anpassung aufgrund eines Sondersachverhaltes 

Mehr- und Mindererlöse nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende 

Saldierung 2008) 

Die Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 

· GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung 2008) ist in Anlage R2_2012-1 , Zeile 80 

dargestellt und beträgt 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 .i~RegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.1 .1.2 Erzielbare Erlöse 2012 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusslkammer 

ergeben sich für das Jahr 2012 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.1.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2012 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 16 und 7 

dargestellt. 
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3.1.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2012 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.1.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2012 

Der Netzbetreiber hat für das Kalenderjahr 2012 die Kostenveränderung für die Messung 

bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. 

Diese Werte werden in der Anlage R1 _ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.2 Jahresdifferenz 2013 

3.2.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2013 

3.2.1.1 Zulässige Erlöse 2013 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2013 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2013-1. Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2013-1 Zelle 182 dargestellt. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2013 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Gemäß § 8 

ARegV ergibt sich der Wert für die allgemeine Geldwertentwicklung aus dem durch das 

Statistische Bundesamt veröffentlichten Verbraucherpreisgesamtindex (VPI). Für die 

Bestimmung ~er Erlösobergrenzen nach § 4 Abs.1 ARegV wird der VPI des vorletzten 

Kalenderjahres vor dem Jahr, für das die Erlösobergrenze gilt, verwendet (VPI t). Die!ser wird 

ins Verhältnis gesetzt zum VPI des Basisjahres (VPI 0). 

Basisjahr der Erlösobergrenze 2013 ist gemäß § 6 Abs. 1 ARegV das Jahr 2010. Gemäß 

Statistischem Bundesamt beträgt der VPI für das Jahr 2010 100,00 (aufgrund der aktuellen 

Basisumstellung der Indexwerte durch das Statistische Bundesamt) und für das Jahr 2011 

102, 10 (abrufbar im Internet unter: https://www-genesis.destatis.de/genesis/online > Suche 

nach: 61111-0001). Entsprechend dem Term VPI tl VPI O der in Anlage 1 zu § 7 ARegV 

aufgeführten Regulierungsformel ergibt das Verhältnis des VPI für das Jahr 2011 ;wm VPI 

für das Jahr 2010 für das erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode (201:3) einen 

Inflationsfaktor in Höhe von 1,0210. Da den Netzbetreibern im Herbst 2012 für die 
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Kalkulation der Netzentgelte 2013 lediglich die Indexreihe auf Basis des Jahres 2005 (d.h. 

vor der Basisumstellung des Statistische,n Bundesamtes) zur Verfügung stand, g1eht die 

Beschlusskammer für 2011 von einem Indexwert 102,31 aus, der sich aus der Division der 

Indexwerte 110,7 und 108,2 ergibt. Dies sind die Indexwerte für 2010 und 2011 rnit dem 

Basisjahr 2005 (vergleiche hierzu Anlage R2_2013-1 D12 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV} 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2013 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Anderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ''RegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.2.1.2 Erzielbare Erlöse 2013 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschluss~<ammer 

ergeben sich für das Jahr 2013 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.2.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2013 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen ß und 7 

dargestellt. 

3.2.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2013 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anla!~e R1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.2.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2013 

Der Netzbetreiber für das Kalenderjahr 2013 die Kostenveränderung für die Messung bzw. 

den Messstellenbetrieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. Diese 

Weft.e werden in der Anlage R 1 _ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 
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3.3 Jahresdifferenz 2014 

3.3.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2014 

3.3.1.1 Zulässige Erlöse 2014 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2014 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2014-1 . Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2014-1 Zelle 182 dargestellt. 

Änderungen· des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Ab!;. 3 S. 1 

Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2014 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2014-1 0 12 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2014 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösoberg.renzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinfluissbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.3.1.2 Erzielbare Erlöse 2014 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 

ergeben sich für das Jahr 2014 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erz:ielbaren 

Erlöse. 

3.3.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2014 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 6 und 7 

dargestellt. 
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3.3.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2014 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage 

R 1 _Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.3.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2014 

Die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstellenbetrieb inklus~ve der 

Maßnahmen gemäß§ 21 b EnWG werden in der Anlage R1 _Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.4 Jahresdifferenz 2015 

3.4.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2015 

3.4.1 .1 Zulässige Erlöse 2015 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2015 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2015-1. Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2015-1Zelle182 dargestellt. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2015 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2015-1 D12 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2015 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 J\RegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 
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3.4.1 .2 Erzielbare Erlöse 2015 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlussl<ammer 

ergeben sich für das Jahr 2015 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erziielbaren 

Erlöse. 

3.4.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2015 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1 _Gesamt dargestellt. 

3.4.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2015 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlaige R1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.4.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2015 

Die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der 

Maßnahmen gemäß§ 21 b EnWG werden in der Anlage R1_ Gesamt Zeile 12 dargestellt. 

3.5 Jahresdifferenz 2016 

3.5.1 Differenz zwischen zulässigen und erzielbaren Erlösen 2016 

3.5.1.1 Zulässige Erlöse 2016 

Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2016 in die einzelnen Bestandteile der 

Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2_2016-1. Die aus 

Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2_2016-1 Zelle 182 dargestellt. 

Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2016 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen (vgl. hierzu Anlage 

R2_2016-1 D12 und Zeile 56). 

Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 

bis 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im Rahmen seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 1 ARegV hat der Netzbetreiber .der 

Beschlusskammer für das Kalenderjahr 2016 Angaben hinsichtlich der Anpassung der 
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kalenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie der den jeweiligen 

Anpassungen zugrunde liegenden Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren 

Kostenanteilen nach § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV gemacht. 

Anpassung nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2_2016-1 164 dargestellt. 

Anpassung aufgrund einer nicht zumutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S: 1 Nr. 2 J~RegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

3.5.1.2 Erzielbare Erlöse 2016 

Nach Prüfung der vom Netzbetreiber mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer 
' ergeben sich für das Jahr 2016 die in Anlage R3_Erzielbare Erlöse dargestellten erzielbaren 

Erlöse. 

3.5.2 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 2016 

Die Differenz aus vorgelagerten Netzkosten ist in der Anlage R1_Gesamt Zeilen 16 und 7 

dargestellt. 

3.5.3 Differenz aus volatilen Kostenanteilen 2016 

Die Berechnung des Differenzbetrags aus volatilen Kostenanteilen wird in Anlage R1 

Gesamt Zeilen 10 und 11 dargestellt. 

3.5.4 Differenz aus Kosten für Messung und Messstellenbetrieb 2016 

Die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstellenbetrieb inklusive der 

Maßnahmen gemäß§ 21 b EnWG werden in der Anlage R1_Gesamt Zeile 12 darges1tellt. 

4 	 Berechnung des Regulierungskontosaldos und Bestimmung der 

Anpassungsbeträge 

Zur Berechnung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2016 sind die entsprechenden 

Differenzen der Jahre 2012 bis 2016 zu berücksichtigen. Die Differenzen der Jahre 2012 bis 
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2016 sind in der Anlage R1_Gesamt Zeile D14 - H14 dargestellt. Hat der Netzbetreiber in 

den Jahren 2010 und/oder 2011 Mehrerlöse erzielt und von der optionalen Sondmlösung 

Gebrauch gemacht, ist zudem der entsprechende Anpassungsbetrag bei der Saldenbildung 

zu berücksichtigen. Der Anpassungsbetrag bei Mehrerlösen des Jahres 2010 ist in der Zelle 

D22, der Anpassungsbetrag bei Mehrerlösen des Jahres 2011 ist in der Zelle E22 zu finden. 

Diese Jahresdifferenzen sind gemäß § 5 Abs. 2 ARegV zu verzinsen. Der 

Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2016 ist in der Zelle H27 angegeben. 

Aus dem berechneten Regulierungskontosaldo wird gemäß der Übergangsregelung in § 34 

Abs. 4 ARegV eine fünfjährige Annuität berechnet. Die Höhe der Annuität ist in Zelle D37

H37 angegeben. 
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Werraenergie GmbH Betriebsnummer 12001139 

Rl Ermittlung der Zu- oder Abschläge auf die Erlösobergrenze 

Bestimmung der Jahresdifferenz 

nach § 4 ARegV zulässige Erlöse 
Erlösobergrenze gemäß§ 4 ARegV 

erzielbare Erlöse 

Erforderliche Inanspruchnahme tatsächlich entstandene Kosten 
vorgelagerter Netzebenen gemäß §11-----------------____. 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 ARegV in EOG enthaltene Ansätze 

tatsächlich entstandene Kosten Volatile Kostenanteile gemäß §11 
Abs. SARegV 

in EOG enthaltene Ansätze 

bei effizienter Leistungserbringung 
Messung/ Messtellenbetrieb 

entstehende Kostenveränderun 

Sonstiges 

Jahressaldo der Einzeldifferenzen gem. Bundesnetzagentur 
em. AntraQ des Netzbetreibers 

Differenz 

Bestimmung des Regulierungskontosaldos 
Vorjahressaldo (Anfangsbestand) 
Jahressaldo der Einzeldifferenzen 

Betrag aus optionaler Sonderlösung 
Endbestand 
Mittelwert aus Anfangs- und Endbestand 
Zinssatz gemäß § 5 Abs. 2 ARegV 
Verzinsung des Saldos 
Gesamtsaldo nach Verzinsung 

Bestimmung der Annuität gaben gem. Antrag 
Regulierungskontosaldo zum 31.12.2016 
Verzinsung für das Jahr der Antragstellung 
Barwert (zu verteilender Betrag) 
jähriiche Ännuität von 2018 bis 2022 

Verteilung 

Anpassungsbetrag S1 
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R2 2012-1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetugentur für das Kalenderjahr 2012 

IKoaten rar eh Be1ch1fllng von Tretbenergie O.OOE 

1Kosten fOr LattftuHtUHgtn 0,00€ 

Summo O.OOE 

Slldo O,OOE 

o,ooc 0,00E o,ooc 

O,OOE ~ 

0,001 O,OOE O,OOE 

o.ooE 

1 
1 

G---
AusgangM1rvt1u gt,,,.ll § 6 Al>I. 1 ARegV 

Pau1ch11ienet lnv11tltlonuusohl1g nech § 25 ARegV 

B1alljlhr [b) 

V--...p.---.-58AAogVdHJohres 20041\!PfOJ 101,6 

Jolv Vortdtun1jSlaklm nacn 
§ 16Abs. 1 AAogV (III) 

Vll1dung&loklm noch 
t 1'Abo 2 AAtQV 
(111.lndvl 

P-kmlllslaklm 
nach § 9 AAegV (PFll 

2009 0,10 1.2~ 

2010 0,20 2,5156% 

2011 0,30 3,7971% 

2012 o.•o s.~s" 

Saklo aus Netz.ver·Douerhoft nicht botlnfluubore K,os...,.,,teile noch§ 11 Abs. 2 ARtQV Werte a.u:s Basisjahr Kost•n Erlöse andorungen (0bero.g) 

gnetzlicho Abnahme· und V11g0fllngspllichtcn (Nr. 1) 

Konzes5IOMabg1ben (Nt. 2) 

__.___

be-. und ..n-.g.v„-w.zu ~· unc1venor_.at (l\blchlUu.„ 31.1208) 
• 9 

9elrlebl· und Pmonllr111iatigkelt (Nr. 10) 

BtNrsaiusbildung, W~ltfbildung, Sebiebskindertagnstltten (Nr. 11) 

paUJehallener lnvtttltlon1tusd'lt1g n1ch § 25 ARegV (Nr. 12) 

Auftbsung von 8 1uk01l4nNIChOnenl NeQ:ansc:Nusskoslen~itrtgen (Nr. 13) 

• E 

E 

E 

( 

Oautthlft nktd beeinnuubate Kosten KAdn.b • < 

volatile Kos-ile _,, f 11 Abs. 5 ARegV K0&lenlnVKO Eitose In VKO K0&1enlnVKt Ert6se lnVKt 

Ditlereru clet •oQtllen Kos-ile (VKI • VKO) o,ooc! 0 ,00 t! 

Abzug~(Nr. 81) 



Angepasste EOO VO< S*° .... Nelzvv• 54.mmo (lln!IOPO„te EOO ---isjolv Heav..-.,.,_ -.._(ObonnQ) -~ 

nkht beeinflussbu'tr zzgl. nicht 
.tbar.n Kost.nantRil 

StelgtNn.g dtt V1Jtw1ucherpretsgnamtindex bezogen auf Bui1jatw VPll / VPIO 

lrumuler1tr oeneretltf sekt0t1ltr ProdUttivit4tsfaktor nach f 1 ARegV PFI 

Verbtauche1Prt11g1umtindex J. Pr~k1Ma1Slor1sctvm (VPIWPIO) • Pfl 
JlhrUche KosteN(ltel„Kvnb +Kbmit VPI und PF KAvnb,O+ •·Vt xKAb,O X JWPIO · Pft 

EFl 

(l<Avnb.O + ( 1 ·\II)XKAb,O) X (VPllM'tO • PFI) x EF 

zu. und Ablchll 1ur die ErlOsober enu nach 1g AR IV Ot 

Safdo dts R19ul&tNng1kontos (SI) 

21U73.9U! o,oul 214.87).99 fl 

1Kalenderflhrilche ErlOsobergrenze EOt. kalenderjähr1ich 10.SlUOl,H~ 0,00€! 10.SlUOl,Hcl 

Betlnlus-ttKoottnonlft 1%1  

Betlnlussblttt K01t1<1ontn J1  

VotObergehtnd nicht bet1nllu11barer Kostenanteil(%)  

VorQbergohend nlch1 beeinflussbarer Ko.stenantall J)  

Nic:hl abgebtultf Tell der betinlklssbwen Kosten 

Nicht •boebtut•r bMinnuasbarer Kostenanteil 

KAQn.O • l<Adnb.O 

l · EWI 

KAb.O 

EW1 

KAvnb.O 

1 · 111 

(1 · III) X KAb,O 

111• KAb,O 

KAvnb,O • (1 · \II)• KAb,O 

J.oMi<ho K„-........ + "b" mit VPtt undPFI•-EFI 

(llPIWPIO . PFI) X 



~120011» 

R2 2013-1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2013 

Au•o•nosMt1u oemaa f eAbs. 1ARegV 

Pauschatlerter lnvostidonuutc:hlag nach § 25 ARegV 

Baalsj1hr(l:J 

Jw Vcnei1Jn90lalrtot noch 
5 16 Abs. 1 AAegV (III) 

V.,,...._nodl 
t 11Al>t. 2 AAtgV 
IM. inchl 

G.eneteler seb:nler 
Pto4'1dM11blalrtot 
Bach § 9 AAegV (PFll 

2013 0.20 1.5000% 

201• MO 3,0225% 

2015 0.60 U67a% 

2016 o.ao 6,136<% 

2017 1.00 7.725<% 

SaJdo IU:t Nttzvtr•DaU4trl\llft nicht bfflnOussbart: KostenMrteiJe nach f 11 Abs. 2 ARegV Werto aus Basisjahr Kotltn Erlöse lndtNngtn (0bertrag) 

gese!Zllme Abnehme- und VergQ111ngipftic:t11cn (Nr. 1) 

Konzeulon„bgaben (Nr. 2) 

BeUlebHleutm (Nr, 3) 

BeNfHu1bildung, W.1"'1>11ckang, Btlriebsklndcn1g...bltten (Nr. 11) 

P•utth•lltrter lnvest11fonuu1chl1g nadi § 25 ARegV (Nr. 12) 

AullOloog von Sauko&te~chOssen/Net?anschluukostenbeitrtgen (Nt. 13) 

E 

- ( 

E 

E 

• E 

S.kfo..,. Hetnet•volatile Koatenance1Je nach t 11 Abs. 1 ARttgV KotwnlnVKO Et14MlnVKO KOOllnlnVKt ~lnVKI lndtNngtn(0be""'9) 

O,OOEIKosten fDr dlt Bt:tc:hl~ng von Treibenetgie o.ooc O.OOE o.ooc 1 
, ,_._.0,00EIKosten fOt LH ttlUHNNgtn (dO.OOE 1 

O,OOE O,OOESumme 0.00€ O.OOE 

O,OOE O,OOES1tdo 

Dill.,_dtrv-ltn Kottononteile (VKI - VKO) o,ooc! o.oo c! 



Be$b6ft.11Trnef 12001139 

Angepasste EOG vor Saldo aus Netzver• Humme{angopauto EOOErmittlung der vorübergehend nicht beeinflussbartn und der bMinnuubaren Kosten.intello Worto aus Basisjahr Ncitzvortn<forungen lnderungtft (Übertrag) r~eh Netzveränderungen 

Gesamtkosten ohne dauerhaft nicht be-einfluss.bare Kostrn&ntetle 

Beelnllussbarer Kostenan1elt (%) 

Betlnllussbere:r Kostenantelt JJ 
VorObergehend nicht beeinftus:Sbater Kostenanteil (%) 

VorObeJ"g'!hend nicht b«lnnussbarer KostenantcU J) 

NK:ht abgebauter Tell der beeinflussbaren Kosten 

Nicht abge~utor boolnflunb:lrer KostenantelJ 

Abzubauender beeinflossbaret Kostenanteil 

Jährfk:he vof1Jbergehend nicht beeinf1ussba.ntr zzgl. nicht 
:. obauttn boe:lnflussbaren Kost.enantoil 

Verbraucherpreisgesamtindex (VPI) und Produ.ktivitlltsfaktor (PF) 

KAgH,0 • KAdnb,0 

1 ·EW• 

KAb,O 

SNa 

KAvnb,O 

(1 ·III) x KAb,O 

lllx KAb,O 

KAvnb,O + (1 - Vl) x KAb.O 

Verbrwcherprelsgesa-dex nacll § eARegV VPI 

Stflgerung des Vefbraudierpre:isgesamtindex bezogen auf Basisjatv VPU I VP10 

kumJlierter genereller selctoraler ProduktivilAtsfaklor nach § 9 AAegV Pfl 

Verb<ouoherp<e1'gnomtindel J. Procllk1Mla1>1o11><11nn (VPIWPIO} •PFI 
J:ihrlicha Kostenanteile Kvnb +Kb mit VPI und PF KAvnb.O + 1- VI Xt<Ab,0 x 

Erweiterungsfaktor (EF) 

(VPIWPIO • PF1} x Efl 

Jlrihr1ieho Kostenanteile „vnb• + '"b„ mit VPlt und Pft sowie Eft (KAvnb,O + ( 1 - VI) x KAb,O) x (VPIWPIO • PFQ X Ef 

Qualilo'ltselomef!l (01) 

Zu- und Absehla e aufdie Ert6sober l!'nte naeh 19 AR V Ot 

Saldo des ReguUerungskontoa (St, 

Vtrln<Mrung 6et volatUtn KostenanteHe (VKtNKO) 

Ve.rände:run dervolatil~ KOltenant~le nach 11 Abs. 5 AR V 

Zwtsehenerge-bnT$ Ertosobergrenn n.ich ReguDerungsfonnel {EOt) 

SondorHehvorhalto 

Sachverhalte cle nicht von der Re lierun lormel erfasst werden 

Kalenderjlhrtlche ErlOsobergrenze 

EOI • KAdnb,l +(KAvnb,O + ( 1 • VI) x KAb.O ) X 
JtNPIO - PFI x EF + 01 + VK.t - VKO.+ SI 

EOl kalenderjäMich 



R2 2014-1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergren:te durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2014 

Oar.n dtr Regurierungspuiode 

Verflhtent.111 

ElllJl111zwtrt [EWJ 

100 

Jahr Venellungsfaktot nach 
§ 16Ab1 1 AA«JV (III) 

Verttllungsfl~ n•ch 
§ 16 A1>1 2 AAegV 
[Vl.lndlvl 

c;ene.reler uktortllf 
F~odul<tivl1t1Sfakt0< 

r~ch § DAAtgV IPFll 

2013 0,20 1,50Cl0% 

201' 0,40 3,0'225% 

2015 0,60 4,5678% 

2016 o,eo 6.1~% 

2017 l ,00 7,1294% 

104,10 

Saldo MJS Hltzvet•O•uothltl nkht beeinflussbare Kost.enanteHe nach t 11 Abs. 2 ARegV Werte •us hslsfahr Kosten änderung.., {Obenrog) 

gtttezlicht Abnahme- undVergOhm11'9ftlch1en (Nr. 1) 

Konz„Mof11abgaben (Nr. 2) 

Belritbu-(Nr. 3) 

gon~ lnvesnonsnallnMlmon nach f 2l AAeg./ (Nr. 6) 

verblttbtndt Kosten Biogas l"Ach Abl\lg Wtlzungspauschalt (N,. 81) 
bt tb. und tanfvertrag. Vereinbar. tu lo zu11iz:~ und Versorgungslel$t (Abtchlun vor 31. 12.08) 
Nt. 9 

~~.Be~(Nt. 11) 

pallldl-~nachf25AAevV (Nr. 12) 

- ( 

- f 

( 

- f 

( 

- ( 

( 

( 

K„111n lnVllO EllOMIn VllO K-lnVllt !r16winVKt 

1Koslen IOr clt Betch4fblg von Tr-e<Df• 0,00( 

1Kosten ror La1t&111iusagen O,OO f 

Summe O,OOf 

Saldo O,OOE 

0,00 ( 0,00( 0,00( 

'/. /~ 0,00( 1, 

0,00( 0,001 O,OOE 

O,OOf 

-
1 
1 

DlflenN - •o!W'lon Kos-(Vllt - VllOJ o.oo«I o,ootl 



--erKootM.....1%) 
___Koo...,.....Jl 

Var1lbergoheftd nicN botlnauul>wet Kooltnonld l"l 

VorObo~ nicht boelnnuss..._ KKlonanlloil '1 

Verbrauct..tp19lsge..mindu (VPI) und Produktlvlt>.tsl•ktor (PF) 

KAGco.O • KAdnb.O 

1-EW• 

KAl>.O 

1 ·VI 

(1 ·VI)x KAl>.O 

KA.nl>.O • (1 • VI) x KAl>.0 

Steigerung des VerbraueMrpteilgHlmt)fldtx btzogtn 1uf S..1l1j1hr VPll / VPIO 

kumlAlerter genereller sek10t1ler Produk1Mtltt„.ktor n11;:h f 9 ARegV PFt 

Verb<aud1e<p1elsgesamdndex J. Pro~ktlvlltllfO<tscMtt 
Jlhrtiche KostenanteUe Kvnb +Kb mlt VPt und PF 

Erweiterungafa.ktor (EF) 

Qua-(Oll 
enzenadt 1tAR 

V~dtr•-Kos-(VKt·VKO) 

dHvolal!lltn Kol'!tnlnlelle nech 1 1 AM 5 Alt V 

S1chvethalle eh nid'll von der Re leru f~ eftanlwtrde:n 

Kalenderjlhrtlche ErtOsobergrenze 

(VPIWPIO) •PFI 

Efl 

(VPIWPIO-PFI) x Efl 

(l<Avnb,0 + ( 1 ·VI)x KAl>,O) x (VPIWPIQ • PFQ x EF 

Ot 

VKl-VKO 

EOt • KA«iib,l +(KAvnb,O + ( t -VI) x KAb.O) x 
WPIO-PF x EF +Ol+VKt-VKO+SI 

EO~ kalenderjaMlch 

Angopuato EOO .„ S.klo ous NeQYer• :Summe ,„oo-•to EOO 
Nttzvtrlndol\lnflOO lndoNngtn (0bennt) 1\Xh Netzv•rlndtNngen 

SMl7V0"12 



R2 2015·1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch die Bundesnetzagentur für das Kalenderjahr 2015 

Oaton dtr Rf'Qulien.mgsporiocM Jahresdaten 

Verlahtensart 

Batltjahr(liJ 

Elllzitnzw.rt [EWJ 

V~~nocliflAA.g.ldesJwes2010(VPtOf 100 

V~asgeun•- noch f 1 ARogv des Johres 2013 fVPlll 105,70 

J•ht Vtrttilungsfakl« nadi 
f 18 Abt 1 ARegV (VI) 

Vtrtti1ung1r1ktot n•ch 
§ 18Abt 2AR~V 
(Vt.lndlv) 

Gentfelltr a.ektoraler 
ProclJ1<1!vtta1s1t1rt01 
nach § 9 AR~V [PftJ 

201J 0,20 1.-

2014 o.•o 3,022S'M. 

201S D.60 4,S87~ 

2016 0,80 6,13G4'M. 

2017 1,00 7,nM'M. 

• E 

• f 

saJdo IUI Notrver-
indtrung<in (Obertn>g) 

Oaut~fl nicht beefnflussbare KotltnanttUe na~ t 11 Abs. 2 ARegV Kosten Erlc>se 

11HtUiodle Abnahme- und VergOIUngspllchttn (Nr. 1) 

KonmllonNbgoben (Nr. 2) 

--....... (Nr.3) 

-~vorgdogtrlofNftz_,.,, (Nr.4) 

Auft6t.ung des Abzugsbetrages nach 123 Aba. 2a AAegV 

verbttlbtnde Kosten Biogas nach Abiug Wllzungspaus.chale (Nr. k) 

bt tb und tarifYt1V1g. VerMbar, tu Lohnzusatz. und Vet10<gungJltl1t. (Abtc:t!M1 vor 31.12.0S) 
. 1 

lkN~. ~----(Nr. 11) 

_____!] 

Kosten in VKO EltOH ln lll(O Kosten in VKt Efl6Mlnlll(t 

1~Oltl'n IJr cle Beschaffung von Trelbtnttgil 

1Kosttn „, laatftunzusagen 

Summe -
Dilftf'Wlil dervobtilen KosteNnteile (VKt - Vl<O) 

0,00( 

O.OOE 

O,OOE 

O,OOE 

0,00( ..,.,,r, 
0,00( 

o.oot 
o.oot 
0.00( 

0,00( 

0,00( 

'/ 
O,OOE 

o.oot! 

~ 

0.001) 

0111mtko1ten ohne dauerhaft nicht beelnltU11b111 Kostenanteile 

Bttlnfu1Jb11er Koste.nanleil (~I 

v..-go1>enc1nidllbee1n.,._„_l'M.I 
V~nichtbMinllus•...,..rKos-1) 

Ndll tbgtt>tute1 Tell der beelnlusobaten Kotten 

Nldtt abgebauter bfflnflus.sbaftr Kostenanteil 

Abtubauende:rbeeinlustb11er Kosten&nttil 

Angepasste EOG vor SAido MlS Netiver· Summe (angie-pas.1„ EOO Werte aus Basbj•hr N.anrtnderungon lnderungtn IObenng) noch NotzvenlndoNng<tn 

l(Ag11,0 • KAdnb,0 

1 · EWI 

KAb.O 

EWI 

KA....o 

11 · VI) 1 KAb,O 

VI 1 KAb.O 

Jlhrlkhe wotOberoehend nkht beeWtussba„r agL ni ,0• l ·1/1)bMrlM beeinflussbaren Kostenanteil 

kumulierter gent rtllet s.ekt«aler Produk1MUH1hlld« nach§ 9 AR~V PFt 

Vtrbreucherpreisgesamlindex J. PrO(l,klMlttsfortKhritt [VPIWPtO) • PFt 

J'hrtlc.ht KostananteUe Kvnb +Kb mft VPI und PF 

~laklorlEF) 

~tufGrund-~nadlf4.f10 EFt 



e.~tbsnJmrne.r 121Xlt139W.ttffnttgie GmbH 

fnflalionierung (VPIWP10 • PFl) x EFI 

Jlhök.he K~slenanteile -Vnb"' • "'b'" mit VPlt und PFt sowie EFt (KAvnb,O + (1 -VQ x KAb,O) x (\IPIWPIO • PFI) X EF 

QuaJitttHlomeflt (Ot) 

Zu. und Abs.c:hla e auf die Ertesober r~ze nach 19 ARe V Ot 

h1do dts Rogulitn.ingskontos (St) 

Veränderung der volatilen Kostenanteile (VXt•VKO) 

Vettnderun der volatiltt1 Kostenanteile nach 11 Abs. S AR V VKl-VKO 

EOt • KAdnb,t +(KAvnb,O + ( 1 - VI) x KAb.O ) X Zwl.scht:ntrgebnis Eri6sobergren.te nach Regullerungsformel (EOt) IWPIO • PFI X EF +Ot + VKI • VKO• SI 

Sonderwchverhatto 

Sachverhalte die nicht von der Re lierun fotrnef effasstwetden 

Kalenderjlhrflche Erf!lsobergrenze EO!, kalendeljäMich 
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R2 2016-1 Nachrechnung der angepassten Erlösobergrenze durch.die Bundesnetzagentur für da.s Kalenderjahr 2016 

Ausga~n,.,tou gemee f 6 Abs. 1 AAegV 

P1usch1l 1ntf lnvntnionszuschlag nach § 2S AAegV 

~_...,.,.,..nach f IAA~ des.Jlhru 20IOIVP'OI 100 

Jw V~falrtorntch 
§ 16Abs. 1 NttgV (\II) 

V~nadl 
t 16Abs. 2NtegV 
M. lnctvl 

Generde<H-
ProGll<IMUtlfall!Of 
nach f 9 AAA.gV (Pfll 

2013 0.20 1,5000% 

201' O,•O 3,0225% 

2015 0,60 •.5678% 

2016 o.ao 6.136'% 

2017 1.00 1.n8'% 

S..tdo aus Nt tzver· Sakfo aus Nttrvtr· 
lfldoNngen (Kosten) loclerungon (Erlöu) 

Oautthaf't nicht beelnnuubue Kostenanteile nach t 11 Abs. 2 ARegV Werte aus Saslsjahr Kosten Ertöse 

geutzjlche Abnahm,.. und VergOtunQSPtlid'llen (Nr. 1) 

K<>nztsllon111>gaben (Nr. 2) 

S.llieblsttutm (Nr. l) 

-~-~Nea-.n(Nr •> 

tb &l'td t#it-lttng. Vereinb#. zu ldwqusa~· und Va.cwgungsl.efsl (,Abschluss VOf' 31.12.08) 
Nr. t 
S.lnebl· und P....,n1lratst.tdgb~ (Nr. 1O) 

Berufaau1bll~ng. Welttrt>il~ng. S.1"ebs1dnde<ttge1111ntn (Nr. 11) 

pautd'ltlltrter lnvtttitionazuschlag nach§ 25 ARegV (Nt. 12) 

Aull011.1ng von B1ukostentusch0sscn/ Net2ansct&ts1kostenbetrtgtn (Nr. 13) 

. ( 

f 

- f 

,f 

c 

c 
c 
( 

Satdo eu:s N.tlvtr•volatile Koo-lenoch t 11 Abs. 5 ARegV Kost.n in VKO Erl6se In VKO Kos:teninVKI Erlöse in VKt andorungon (Ober1ng) 

0111.......... volatilen Ko1tenonteile (VKI -VKO) o.oo])  

1Kosten IOr d:t Btscharl.ing von Treibenergie 

IK01ten IOr l.a1tlk.l111usaQtn 

Summe 

Saldo 

O.OO f 

O.OOE 

O.OOE 

O,OOf 

o.ooc 
;f'c'/~ 

O.OOE 

0,00 ( 

0,00( 

0,00( 

o.oof 

0,00 ( 

"·, ' 
0,00 E 

o,ooci 

<'.-

Angepaute EOO V« Saldo IUS Nmvtt- Summe (.-.gepasste EOO 
N.av-..._ ln6t<ungon(Obot1ng) nach-.-_ 

KAQoo.O • KMnl>.O 

S.tlnlusab11tr K-anld (%) l · EWa 

Ekelnluu b11tr Ko.tenanteil JJ KN>,O 

VotObttgeht nd nicht bteinftunbarer Kostenanteil(%) EW1 

VorObergohend nicht boeinfluubare.r Kosternantell J] KAvnb,O 

(1 • Vl)t KN>.O 

vtx KAb.O 

J-v..O~Nchl-bartrugl.nidlt KAvnb.O • (1 ·III> r KN>.O bMDn bMinnuubaren Kos1enant.eil 

Vtrbraudltipr~mlinder nach f 8 AAegV VPI 

SCtl;•rung do1 Vtrmuche11>relsgenmtindu bezoge<1 euf ea11tjotv VPltI VPIO 

lcumulltf'ltr 0tntrtlltr Hktotaltt PfO(kJktivitltsfaklor ntch f 9 AA.egV PF"t 

VefbftuchlfJ)rtltgttamtinckx J. ProduktiYitatsfortschntt (VPIWPIO) • Pft 

KAvnb 0 + 1- Vt X KAb,0 X 

~trlll""fc;,,.,..-~ntdlf•. flO Eft 

$ertl 10.....,, t2 



lnftati.onierung (VPllNPIO - PFt) x Eft 

JJhrliche Kostenantei~ '"vnb„ • „b„mit VPlt ...,d PFt sowto EFt (KAvnb,0 • ( 1 • VO XKAb,0) X (VPIWPIO • PFI) Jt EF 

Zu- und Abschla e aufdie ErlOsober enze nach 19 ARe V Ot 

Saldo des Regul1-tungskontos (St) 

Veränderung der votatikl'n Kost<-:n;.n.tello (V'Kt·VKO> 

Verllndenm der volatilen Kostenanteile nach 11 Abs. 5 ARe V VKl·VKO 

EOI = KAdnb,l +(KAvnb,O + ( 1 · VI) Xl<Ab,O) xZwischene.rgebnls Er16sobergrenu nach ReguUerungsfonnel (EOl) ltNF>tO - PFI x EF + 01 + VKI - VKO+ St 

Sachverhalte die nidrt von der Re lieru kwmel erfaut ~rden 

Kalenderj3hr11che Erlllsobergrenze EOt, kalendeljäMlch 

Serie 11 'tOtl12 



Werraenergie GmbH Betriebsnummer 12001139 

R3 Bestimmung der erzielbaren Erlöse 

1.1 Umsatzerlöse aus Netzentgelten Gas 

1.1.1 Ausspeisepunkte ohne Leistungsmessung 

1.1.2 Ausspeisepunkte mit Leistungmessung 

1.1.3 Abrechnung 

1.1.4 Messung 

1.1.5 Messstellenbetrieb 

1.1.6 Gesondertes Netzentgelt gemäß§ 20 Abs. 2 GasNEV 

1.1. 7 Vertragsstrafen 

1.1.8 Preisnachlässe gemäß§ 3 KAV i.V.m. § 18. GasNEV 

1.1.9 Unterbrechbare und unterjährige Verträge 

1.1.10 Weitere Erlöse 

1.1.11 Konzessionsabgaben 

1.1.12 Sonstige Umsatzerlöse aus Netzentgelten 

= Erzielte Erlöse (1.1 abzgl. 1.1.11) 

+ Unterverprobung 

= Erzielbare Erlöse 

2012 2013 2014 2015 2016 

Seite 12 von 12 


	BK9-16/8152-RK12-16 - Beschluss
	Gründe
	I.
	II.
	1. Zuständigkeit
	2. Ermächtigungsgrundlage
	3. Antragsvoraussetzungen
	4. Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen
	5. Ermittlung der Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen
	6. Rückwirkende Genehmigung des Regulierungskontosaldos und der sich daraus ergebenden Anpassungsbeträge
	7. Umgang mit nachträglichen Veränderungen der Erlösobergrenze
	III.
	Rechtsbehelfsbelehrung



